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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit privé

In der Sondersession vom Mai 2022 behandelte der Nationalrat die Änderung der
Zivilprozessordnung zur Verbesserung der Praxistauglichkeit und der
Rechtsdurchsetzung als Zweitrat. Wie Kommissionssprecher Philipp Matthias Bregy
(mitte, VS) berichtete, hatte sich die RK-NR in der Vorberatung mit 139 Anträgen zu
beschäftigen. Wie schon in der Ständekammer verlief die Ratsdebatte angesichts des
Umfangs der Vorlage wenig kontrovers, da es sich um viele technische Detailfragen
handelte. Nach dem unbestrittenen Eintreten folgte auch die grosse Kammer in den
allermeisten Punkten ohne grosse Diskussion ihrer Kommissionsmehrheit. Diese habe
bei den vorgeschlagenen Anpassungen vor allem darauf geachtet, ein
«laienfreundliches Gesetz» zu gestalten, so Berichterstatter Bregy. 
Ausführlich diskutiert wurde – wie schon im Erstrat – die Sprachenfrage: Nachdem sich
der Ständerat dagegen ausgesprochen hatte, dass die Kantone in Zivilverfahren neben
ihren Amtssprachen auch andere Landessprachen und Englisch als Verfahrenssprache
zulassen dürfen, wenn beide Parteien damit einverstanden sind, präsentierte die
nationalrätliche Kommissionsmehrheit einen Kompromissvorschlag. Gegenüber dem
bundesrätlichen Vorschlag sah sie zwei Einschränkungen vor: Erstens soll ein Verzicht
auf die Amtssprache nicht vor Verfahrensbeginn erfolgen können – dies um zu
verhindern, dass Unternehmen etwa in ihren AGB der Gegenpartei schweizweit ihre
bevorzugte Sprache aufzwingen können – und zweitens soll ein Verfahren in Englisch
nur bei handelsrechtlichen Streitigkeiten möglich sein. Zwei links-grüne Minderheiten
wollten hingegen dem Ständerat folgen und auf die Möglichkeit zu anderen Sprachen –
bzw. wenigstens auf die anderen Landessprachen – verzichten. Sie sorgten sich um den
Stand der Minderheitensprachen, wenn auch in der Romandie und im Tessin auf
Deutsch prozessiert werden könnte, und um die Qualität der Rechtsprechung, wenn
der ganze Justizapparat plötzlich in mehreren Sprachen funktionieren müsste. Ein
Verzicht auf die Möglichkeit zu Verfahren in englischer Sprache wäre aus Sicht von
Bundesrätin Karin Keller-Sutter «sehr bedauerlich», weil dies eine zentrale
Voraussetzung für die Schaffung internationaler Handelsgerichte sei und damit die
Bestrebungen danach als gescheitert anzusehen wären. Gegen den Widerstand von
Links-Grün folgte der Nationalrat in dieser Frage deutlich seiner
Kommissionsmehrheit.
Ebenfalls erfolglos blieben sowohl das links-grüne Lager als auch die SVP-Fraktion mit
verschiedenen Minderheitsanträgen für eine weitere Senkung der Prozesskosten. Sie
wollten damit den Zugang zum Gericht erleichtern, da mit den aktuellen Kostenhürden
«Prozessieren für den Mittelstand praktisch unerschwinglich» sei, wie es Sibel Arslan
(basta, BS) formulierte. Da sie eine andere Vorstellung davon hatten, wie dies zu
bewerkstelligen sei, unterstützten sich die beiden Lager jedoch nicht gegenseitig. Die
obsiegende Mehrheit argumentierte, dass es – über die vom Bundesrat
vorgeschlagenen Anpassungen hinaus – die Aufgabe der Kantone sei, die Tarife zu
senken.
Für eine grössere Debatte sorgte auch das Mitwirkungsverweigerungsrecht für
Unternehmensjuristinnen und -juristen. Damit sollen Schweizer Unternehmen im
Ausland davor geschützt werden, mehr offenlegen zu müssen als die Konkurrenz aus
Staaten, die einen solchen Berufsgeheimnisschutz für Unternehmensjuristinnen und
-juristen kennen. Der Ständerat hatte hier gegenüber dem bundesrätlichen Vorschlag
Einschränkungen vorgenommen, «die der Bundesrat nicht zwingend unterstützen
möchte», wie Karin Keller-Sutter erklärte. Am liebsten hätte der Bundesrat an seiner
eigenen Version festgehalten, die «das Ergebnis einer langen Diskussion und eines
Reifeprozesses» sei und der parlamentarischen Initiative Markwalder (fdp, BE; Pa.Iv.
15.409) entspreche, so die Bundesrätin. Eine entsprechende Minderheit Markwalder
blieb aber chancenlos. Die Mehrheit der RK-NR präsentierte indes eine
Weiterentwicklung der ständerätlichen Lösung, die derjenigen des Bundesrates laut der
Justizministerin inhaltlich «sehr nahe» stehe, weshalb die Regierung nach dem Motto
«Lieber den Spatz in der Hand als die Taube auf dem Dach» diesen Antrag unterstützte.
Dieser wurde von der grossen Kammer sodann auch angenommen. Dagegen sprachen
sich die SP- und die Grüne Fraktion aus, die nur ein weniger weitgehendes
Mitwirkungsverweigerungsrecht akzeptiert hätten.
Dem Beschluss des Ständerates, wonach im Zivilverfahren elektronische Instrumente,
wie zum Beispiel Videokonferenzen, eingesetzt werden können, stimmte im Grundsatz

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.05.2022
KARIN FRICK
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auch die Volkskammer zu. Sie präzisierte allerdings, dass dazu in jedem Fall die
Zustimmung aller Parteien erforderlich ist.
Eine letzte lebhafte Debatte entzündete sich an den Voraussetzungen für provisorische
Massnahmen gegen Medien, konkret an der Frage, wann die Veröffentlichung eines
Medienberichts mittels superprovisorischer Verfügung vorläufig verhindert werden
kann. Der Ständerat hatte beschlossen, dass dies möglich sein soll, wenn der Bericht –
zusätzlich zu weiteren Kriterien – für die gesuchstellende Partei einen schweren
Nachteil verursacht oder verursachen kann – im Unterschied zum «besonders
schweren Nachteil», der nach geltendem Recht verlangt wird. Die Ratslinke sah darin
einen Angriff auf die Pressefreiheit, der überdies klammheimlich in einer grossen
Gesetzesrevision versteckt werde. Auch wenn über die praktischen Auswirkungen
dieser Änderung Unklarheit herrschte, sei sie doch ein «schwieriges Signal», so Min Li
Marti (sp, ZH). Ein Einzelantrag Dandrès (sp, GE) zur Auskopplung dieser Frage aus der
ZPO-Revision durch Auslagerung in einen separaten Entwurf wurde von der
bürgerlichen Ratsmehrheit ebenso abgelehnt wie der Minderheitsantrag, der bei der
Fassung des Bundesrates bleiben und die Voraussetzungen inhaltlich unverändert
lassen wollte. Mit 99 zu 81 Stimmen bei 7 Enthaltungen stimmte der Nationalrat dem
Beschluss seiner Schwesterkammer zu und besiegelte damit die Streichung des Wortes
«besonders». Dies sei kein Entscheid gegen die Medienfreiheit, sondern für den Schutz
einzelner Menschen, erklärte Judith Bellaïche (glp, ZH). «Das Recht auf Medienfreiheit
beinhaltet nicht pauschal das Recht, Existenzen zu zerstören», so die GLP-Vertreterin.
In der Gesamtabstimmung hiess die grosse Kammer den Entwurf mit 183 zu 1 Stimme
(Lukas Reimann; svp, SG) bei 2 Enthaltungen (Christian Dandrès, Yvette Estermann; svp,
LU) gut. Zudem stimmte sie der Abschreibung der Postulate Po. 13.3688 und Po.
14.3804 sowie der Motionen Mo. 14.4008 und Mo. 17.3868 stillschweigend zu. 1

Protection des données et statistique

Als Erstrat behandelte der Ständerat in der Frühjahrssession das vom Bundesrat 1988
vorgelegte Datenschutzgesetz. Er schloss sich dabei mehrheitlich den Vorschlägen
seiner Kommission an. Insbesondere hielt er an der vom Bundesrat gewählten
Konzeption eines Einheitsgesetzes fest, welches sowohl für die Bundesorgane als auch
für Private Geltung hat. Auf die Begehren der Zeitungsverleger und der
Medienschaffenden, den Bereich der Medien aus dem Geltungsbereich des
Datenschutzgesetzes auszuklammern, trat er nicht ein. Hingegen gestand er den
periodisch erscheinenden Medien zu, bei der Gewährung von Einsichts- und
Berichtigungsrechten einen zeitlichen Aufschub zu verlangen. Damit soll gewährleistet
werden, dass das Datenschutzgesetz nicht zur Verhinderung von Recherchen und
Publikationen verwendet werden kann. Im privatrechtlichen Bereich blieb der Ständerat
auf der relativ wirtschaftsfreundlichen Linie seiner Kommission. So lehnte er zum
Beispiel den Antrag, den Arbeitnehmern Einsicht in ihr Personaldossier einzuräumen,
mit 22:11 Stimmen ab, und er strich auch die Klagelegitimation von Verbänden. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.03.1990
HANS HIRTER

Enseignement, culture et médias

Médias

Médias

Dans le cadre de la modification du code de procédure civile pour une meilleure
pratique et application du droit, le Conseil des États traitait notamment de la
proposition de sa commission des affaires juridiques (CAJ-CE) d'une modification de
l'article 266, relatif aux mesures provisionnelles à l'encontre des médias périodiques.
Peu connues du grand public, les mesures provisionnelles sont des outils d'urgence
donnant à la justice la possibilité d'interdire provisoirement la publication d'un article
ou d'un reportage nuisant à la réputation d'un tiers sur demande de celui-ci. Selon le
code de procédure civile, l'utilisation des mesures provisionnelles est justifiée lorsque
des critères stricts sont remplis, ceci afin de protéger la liberté d'expression et la
liberté de la presse. L'un de trois critères principal stipule que le possible préjudice
causé par la publication de l'article doit être «particulièrement grave». Par 8 voix
contre 2 et 2 abstentions, la CAJ-CE souhaitait supprimer l'adverbe
«particulièrement». 
Une minorité composée de Carlo Sommaruga (ps, GE) et Christian Levrat (ps, FR)
s'opposait  à la proposition de la commission, arguant qu'il n'existe pas de besoin d'agir
à l'heure actuelle. En effet, ni la doctrine juridique, ni la jurisprudence n'ont à un

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.06.2021
MATHIAS BUCHWALDER
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moment ou à un autre laissé entendre qu'un changement serait nécessaire, plaidait
Sommaruga à la tribune, ajoutant qu'aucune intervention parlementaire pour une
modification ou une clarification des mesures provisionnelles n'a été déposée depuis
l'entrée en vigueur de l'article 266 du code de procédure civile en 2011. Les deux
sénateurs socialistes regrettaient également l'absence de procédure de consultation
concernant cette modification en particulier, empêchant ainsi la participation formelle
des médias à ce débat qui les concernent au plus haut point. Si la modification semblait
minime au premier abord, le passage d'un «préjudice particulièrement grave» à un
«préjudice grave» pour justifier l'interdiction provisoire de parution d'un contenu
journalistique faisait craindre une forme de censure médiatique dans le milieu de la
presse. Alors que le sénateur Thomas Hefti (plr, GL), à l'origine de la proposition,
souhaitait ainsi protéger les citoyennes et citoyens lambdas d'abus médiatiques, les
opposant.e.s soulignaient que les mesures provisionnelles sont aujourd'hui
principalement utilisées par des personnes au bénéfice d'importants moyens
financiers, qui souhaitent avant tout protéger leur image. Cependant, cette image du
«pauvre journaliste qui fait face à l'oligarque russe» ne plaisait pas à Beat Rieder
(centre, VS). Le haut-valaisan rappelait que «des grands groupes de presse, flanqués de
services juridiques bien dotés, dominent la scène médiatique» aujourd'hui. 
Alors que le Conseil fédéral recommandait de suivre la minorité, les sénatrices et
sénateurs se sont prononcés par 30 voix contre 12 et une abstention pour la
proposition de la commission. Les représentantes et représentants des cantons
considéraient ainsi que les critères à remplir pour bénéficier des mesures
provisionnelles restaient assez stricts pour garantir l'efficacité du travail des médias
tout en accordant une meilleure protection de la personnalité à la population. 
Cette décision a fait couler beaucoup d'encre dans la presse, qui s'est montrée très
critique vis-à-vis du Conseil des États. «La Liberté» reprochait notamment aux
parlementaires de s'être mués en «apprentis sorcier». «Incapables d'avancer un seul
exemple où l'adverbe honni aurait permis une publication dommageable», ils auraient
«bâclé leur travail» et bafoué l'appellation de «chambre de réflexion» fréquemment
attribuée à la petite chambre. Des échos similaires se sont fait entendre dans tout le
monde suisse de la presse, qui espère désormais que le Conseil National déjuge son
homologue des États. 3

En confirmant le vote du Conseil national, la décision du Conseil des États d'assouplir
les exigences pour faire recours aux mesures provisionnelles a encore fait couler de
l'encre dans la presse. Pour rappel, les mesures provisionnelles peuvent être utilisées
afin d'empêcher provisoirement la publication d'un article entachant l'image d'une
tierce personne. La modification entérinée par la chambre haute s'inscrit dans le cadre
de la révision du code de procédure civile. Elle a été dénoncée par la gauche et les
médias, pour qui il s'agit d'une attaque à la liberté de la presse. L'association Médias
Suisses a relevé que l'actualité illustre à quel point il est important de disposer de
médias libres, mentionnant notamment la propagande russe sur la guerre en Ukraine et
la révélation des «Suisse secrets». Cette affaire a déclenché une polémique puisque la
presse suisse n'y a pas pris part, entravée par la loi sur les banques (LB). Les
circonstances actuelles ont ainsi poussé le secrétaire général de Reporters sans
frontières Suisse à déclarer qu'un «vent défavorable aux médias souffle sur le
parlement». Il a de plus mentionné la régression de la Suisse dans le classement
mondial de la liberté de la presse. En 2022, la Suisse figure au quatorzième rang de ce
classement, en recul de quatre places par rapport à l'année précédente. Pour le
conseiller national vaudois Raphaël Mahaim (verts), cette évolution est
«préoccupante». En particulier, la modification du code de procédure équivaut selon
lui à un «passage en force», car elle est apparue lors des débats en commission, et n'a
donc pas été mise en consultation auprès des milieux concernés avant son adoption. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.05.2022
MATHIAS BUCHWALDER
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Radio et télévision

In einzelnen Fällen reagierten die SRG und viele Medienschaffende empfindlich aus
Furcht vor Übergriffen des Staates. Die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrats
prüfte die Aufsicht des Bundes über die SRG und kam zum Schluss, dass diese im
administrativen und finanziellen Bereich verstärkt werden sollte. Obwohl die
Kommission ausdrücklich festhielt, dass sie kein Staatsfernsehen anstrebe, wurde sie
einer solchen Tendenz verschiedentlich beschuldigt, zumal der Kommissionsbericht
auch Auswirkungen auf die bevorstehende Anpassung der SRG-Konzession haben
könnte. Sodann veranlasste die unsachgemässe Kürzung eines Fernsehinterviews mit
dem damaligen iranischen Vizepremierminister Entezam den Bundesrat zur Einleitung
einer Untersuchung, obschon der Fehler sofort eingestanden und korrigiert wurde.
Insbesondere der Vorwurf, dass das Interview überhaupt inopportun gewesen sei und
die äussere Sicherheit der Schweiz gefährdet habe, sowie die Forderung nach einer
wirksameren Überwachung von Konzeption, Realisation und Ausstrahlung von
Informationssendungen stiess auf vehemente Pressekritik, wobei sich vor allem die
welsche Presse für die Informationsfreiheit einsetzte. Gegen eine weitere vom EVED
registrierte Konzessionsverletzung am Westschweizer Fernsehen erhob die
Generaldirektion SRG Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Bundesgericht. Andere
Beschwerden gegen Radio- und Fernsehsendungen wurden abgewiesen, wobei das
Unbehagen über die SRG-internen Beschwerdeinstanzen bestehen blieb. Um die
Entscheide des EVED in Beschwerdesachen breiter abzustützen, verfügte Bundesrat
Ritschard im Sommer die Einsetzung einer fünfköpfigen verwaltungsunabhängigen
Beschwerdeinstanz, die als beratendes Organ seines Departements fungieren soll. Zu
ihrem Präsidenten wurde der Publizist Oskar Reck gewählt. Die Schaffung einer SRG-
externen unabhängigen Beschwerdeinstanz forderte in der Dezembersession eine
Motion von Ständerat Guntern (cvp, VS), die überwiesen wurde. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.12.1979
CHRISTIAN MOSER

Keine Begrenzung der Zahl der Veranstalter sieht das Gesetz auf der internationalen
Ebene vor, wobei jedoch die in der Schweiz verbreiteten ausländischen Sender den
wesentlichen Bestimmungen über die hiesigen Werbevorschriften genügen müssten.
Diese betreffen vor allem Branchenverbote und die Art der Trennung von Programm
und Werbung. Das Sponsoring von Sendungen soll, mit Auflagen, erlaubt werden. Die
vor allem von Journalisten-Verbänden geforderte innere Medienfreiheit ist nicht in den
Gesetzesentwurf aufgenommen worden. Eine unabhängige Beschwerdeinstanz soll
dagegen mehr Entscheidungsbefugnisse erhalten als dies bisher der Fall ist. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.09.1987
LUZIUS MEYER

Aspects généraux de la politique médiatique

In der Frühlingssession kam die Revision des Medienstraf- und Verfahrensrechts ins
Parlament. Deren Beratung fand unter dem Eindruck von zwei Vorfällen statt. Einerseits
dem Fall Jagmetti: Die "SonntagsZeitung" hatte im Januar aus einer vertraulichen
Lageanalyse über die Forderungen jüdischer Organisationen im Zusammenhang mit den
Holocaust-Geldern von US-Botschafter Carlo Jagmetti zitiert, worauf dieser zurücktrat.
Der Fall Jagmetti führte im bürgerlichen Lager teilweise zu einem Meinungsumschwung
in Richtung Disziplinierung der Medien. Andererseits wurde Ende Februar publik, dass
die Bundesanwaltschaft, nachdem im letzten Jahr ein erster Fall bekannt geworden war,
in zwei weiteren Fällen - bei "Facts" und beim "Bund" - Telefonüberwachungen
vorgenommen hatte, um Indiskretionen in den Reihen der Verwaltung auf die Spur zu
kommen. Die Medienschaffenden reagierten empört.

Der Nationalrat entschied sich als Erstrat für ein restriktives Medienstrafrecht. In der
Kernfrage des Quellenschutzes folgte er dem bundesrätlichen Konzept und entschied,
dass es Sache der Gerichte sein soll, ob das Zeugnisverweigerungsrecht gewährt wird,
oder ob die Interessen der Strafjustiz vorgehen. Ein von der Mehrheit seiner
vorberatenden Rechtskommission und der Ratslinken vorgeschlagenes generelles
Zeugnisverweigerungsrecht für Medienschaffende, das nur unter bestimmten
Voraussetzungen, etwa wenn es um ein schweres Verbrechen geht, aufgehoben werden
könnte, lehnte er mit 84 zu 67 Stimmen ab. Um ein Haar hätte dagegen ein Antrag
Vallender (fdp, AR) auf Streichung Erfolg gehabt; die Votantin argumentierte, dass die
Verfassungsgrundlage für ein Zeugnisverweigerungsrecht fehle. Gegen den Willen des
Bundesrates und der Kommissionsmehrheit lehnte eine bürgerliche Ratsmehrheit mit
74 zu 64 Stimmen ausserdem die Streichung der umstrittenen Strafvorschrift über die
Veröffentlichung amtlich geheimer Verhandlungen ab. Vergeblich wiesen
Bundespräsident Koller und die Linke darauf hin, dass diese Strafnorm bereits heute

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.03.1997
EVA MÜLLER
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keine Wirkung habe und dass der indiskrete Beamte, nicht der Journalist zu bestrafen
sei. Mit 75 zu 49 Stimmen lehnte es der Nationalrat ausserdem ab, die Anwendung des
Gesetzes über den unlauteren Wettbewerb (UWG) in bezug auf Journalisten
aufzuheben. Eine Kommissionsmehrheit hatte vorgeschlagen, das Gesetz auf
Medienschaffende nicht anzuwenden, wenn diese nicht mit Wettbewerbsabsicht
gehandelt haben. Mit 75 zu 37 Stimmen, gegen den Willen der Fraktionen von SP und
GPS, hiess der Rat die Revision schliesslich gut. 7

Im Gegensatz zum Nationalrat und zum Bundesrat erweiterte der Ständerat das
Zeugnisverweigerungsrecht für Medienschaffende. Mit 20 zu 13 Stimmen folgte er
einem Antrag Zimmerli (svp, BE), der ein absolutes Redaktionsgeheimnis festschreiben
wollte, das nur in zwei Situationen durchbrochen werden kann. Erstens, wenn dadurch
eine Person aus einer unmittelbaren Gefahr für Leib und Leben gerettet werden kann,
oder zweitens, wenn ohne das Zeugnis ein Tötungsdelikt oder ein anderes, mit einer
Mindeststrafe von drei Jahren Zuchthaus bedrohtes Verbrechen nicht aufgeklärt
werden kann. Das gilt für zehn Straftatbestände. Bundespräsident Koller bedauerte,
dass mit dieser Regelung neuere Tatbestände wie das organisierte Verbrechen oder
Geldwäscherei nicht abgedeckt wären. In bezug auf die Veröffentlichung von amtlich
geheimen Dokumenten folgte der Ständerat der restriktiven Linie des Nationalrates
und beschloss - jedoch knapp, mit 16 zu 15 Stimmen - dass diese weiterhin strafbar
bleiben soll. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.06.1997
EVA MÜLLER

In der Differenzbereinigung fasste der Nationalrat das Zeugnisverweigerungsrecht
wieder etwas enger. Von seiner ursprünglichen Position, die Interessenabwägung
zwischen Quellenschutz und Strafverfolgung dem Ermessen des Richters zu überlassen,
kam er ab und erweiterte auf Anregung von Rolf Engler (cvp, AI) den vom Ständerat
beschlossenen Ausnahmekatalog vom Zeugnisverweigerungsrecht auf 21 Tatbestände.
Neben den Gewaltdelikten listete er abschliessend unter anderem harte Pornographie,
Pädophilie, Geldwäscherei, Korruption und die organisierte Kriminalität auf. Der
Ständerat fügte diesem noch Fälle von schwerem Drogenhandel an, was auch die
Zustimmung des Nationalrates fand. Insgesamt müssen Journalisten ihre Quellen damit
bei 22 Strafrechts-Tatbeständen offenlegen. 9

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.10.1997
EVA MÜLLER

Die beiden Kommissionen zur Vorberatung der Totalrevision der Bundesverfassung
kamen bei der Regelung der Medienfreiheit im Rahmen der Verfassungsnachführung
zu unterschiedlichen Lösungen (Art. 14a Abs. 3). Die ständerätliche Kommission sprach
sich gegenüber der Bundesratsvariante für eine Abschwächung aus. Die Verfassung
solle das Redaktionsgeheimnis nicht ausdrücklich garantieren, sondern nur den Auftrag
enthalten, dessen Umfang auf Gesetzesstufe festzulegen. Die nationalrätliche
Kommission hielt hingegen an der verfassungsmässigen Garantie des
Redaktionsgeheimnisses fest. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.11.1997
EVA MÜLLER
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